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C O N S E I L  F É D É R A L  
Procès-verbal de la séance du 11 avril 1921

Vermittlung Dubois zum Zweck einer Annäherung zwischen 
Deutschland und Frankreich

Geheim Mündlich

Der Bundespräsident führt aus:
Die heutige schlimme Lage Europas wird beherrscht von dem immer noch 

ungelösten Problem der Wiedergutmachungen, die Deutschland leisten soll. 
Nach dem Scheitern der Londoner Verhandlungen habe ich dem deutschen 
Gesandten gesagt, die deutsche Regierung habe in dieser Angelegenheit bedeu­
tende Fehler gemacht, zu denen die Reise und die Reden des Ministers von 
Simons in Süddeutschland vor der Londoner Zusammenkunft und sodann seine 
Haltung in London zählen. Das Vorgehen der deutschen Regierung erwecke 
immer den Anschein, als ob Frankreich beiseite gesetzt werden solle, während es 
heute doch offenkundig sei, dass Deutschland eine Lösung der ganzen Angele­
genheit in Paris suchen müsse. Eine Lösung ist aber dringend nötig; denn wenn 
auch weitere Sanktionen gegenüber Deutschland für die Alliierten kaum ein gros­
ses finanzielles Ergebnis zeitigen werden, so könne doch Deutschland daran zu 
Grunde gehen.

Dazu kommt die Überlegung, dass die Fortdauer der bestehenden Spannung 
und der Gewaltmassregeln ganz Europa der Gefahr des Zusammenbruchs aus­
setzt. Diese Erwägungen bewogen mich, vor einigen Tagen die ganze Sachlage 
mit Herrn Leopold Dubois, dem Delegierten des Verwaltungsrats des 
Schweiz. Bankvereins, zu besprechen und ihn um seine Meinung zu befragen. 
Dubois, der viele Beziehungen zu Frankreich hat, mit Loucheur, dem Wiederauf­
bauminister für den Norden Frankreichs, befreundet ist und von der französi­
schen Regierung früher schon in Finanzfragen um Rat angegangen wurde, teilt 
meine Auffassung von der Bedrohlichkeit der Lage Europas wie auch von der 
Ungeschicklichkeit Deutschlands, wies in der Besprechung aber auch daraufhin, 
dass Frankreich keine praktische Politik treibe, wenn es einerseits von Deutsch­
land grosse Beträge baren Geldes verlange und anderseits seinen Schuldner so 
einschnüre, dass er sich nicht regen könne. Dubois führte sodann aus, er habe 
ganz bestimmte Ansichten über die Lösung des Wiedergutmachungsproblems. 
Er geht davon aus, dass Deutschland gegenwärtig nicht über die nötigen Mittel 
zur Zahlung der von ihm geforderten Wiedergutmachungen verfügt, während 
anderseits Frankreich ein dringendes Bedürfnis nach barem Geld hat, dass eine 
Liquidierung deutscher Werte nur die deutsche Valuta noch mehr herunterdrük- 
ken würde und dass das in Frankreich noch vorhandene bare Geld von seinen mit 
nationalen Anleihen übersättigten Besitzern dem Staat nicht mehr gegen Obliga­
tionen zur Verfügung gestellt werde. Der einzige nach der Meinung Dubois gang­
bare Weg, der aus diesem Wirrsal führen könne, wäre die Ausgabe einer interna-
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tionalen Anleihe unter der Garantie der Alliierten. Die Anleihe müsste, minde­
stens zu Anfang, zu 6% verzinslich sein und könnte nach und nach bis zum Betrag 
von 50 Milliarden in der ganzen Welt untergebracht werden. Erste Vorausset­
zung dafür wäre aber, dass Deutschland sich verpflichtete, jährlich 3 Milliarden 
Goldmark zur Verzinsung dieser Anleihe zu bezahlen und diese Annuität durch 
Verpfändung seiner Ein- und Ausfuhrzölle sicherzustellen. Während der ersten 
zehn Jahre wäre die Anleihe nur zu verzinsen, vom elften Jahre an müsste die 
Amortisation beginnen, die teilweise bei einer bis dahin voraussichtlich eintreten­
den und im Anleihensvertrag vorzusehenden Reduktion des Zinsfusses aus dem 
Überschuss der 3 Milliarden über das zum Zinsendienst nötige Kapital gedeckt, 
teilweise durch erhöhte Leistungen Deutschlands zu bestreiten wäre. Dagegen 
müsste dann das deutsche Wirtschaftsleben von allen Fesseln befreit werden. Bei 
diesem Vorgehen bekäme Deutschland Zeit wirtschaftlich zu erstarken und sich, 
wenn auch unter hartem Zwang, seiner Verpflichtungen allmählig zu entledigen. 
Die gesamten Verpflichtungen Deutschlands müssten auf 60 bis 62 Milliarden 
Goldmark festgesetzt, und seine bisherigen Leistungen, die auf 10 bis 12 Milliar­
den zu schätzen wären, müssten von der erstgenannten Summe in Abzug gebracht 
werden.

Ich sagte Dubois, ein solcher Vorschlag scheine mir für Deutschland wohl der 
Erörterung wert und fragte ihn, ob er glaube, dass diese Lösung in Frankreich 
durchgesetzt werden könnte. Darauf erklärte Dubois, er wäre bereit, diesen Plan 
ganz persönlich dem Minister Loucheur zu unterbreiten, sofern er wisse, wie sich 
Deutschland zu dem Vorschlag stellen würde. Da nun eben der Besuch des Mini­
sters von Simons in Bern in Aussicht stand, anerbot sich Dubois, mit Simons, aber 
in meiner Gegenwart, den Vorschlag zu erörtern. Nachdem ich die Zustimmung 
der Mitglieder der Delegation für Auswärtige Angelegenheiten eingeholt hatte, 
beschied ich den Minister von Simons auf Samstag den 9. dieses Monats abends zu 
mir nach Flause, wo ich ihn mit Dubois erwartete. In einer dreistündigen Unterre­
dung wurde die Angelegenheit einlässlich erörtert. Zum  Schluss erklärte von 
Simons, er persönlich könne dem Vorschlag Dubois zustimmen, müsse aber den 
Entscheid der Reichsregierung Vorbehalten, welcher er den Plan, ohne Dubois zu 
nennen, sofort nach seiner Rückkehr nach Berlin unterbreiten werde. Dubois 
würde noch diese Woche nach Paris zu Loucheur fahren, wenn ihm Simons das 
vereinbarte Ja telegraphiert.

Ich habe Dubois nicht verhehlt, dass ich befürchte, Frankreich werde auf die 
vorgeschlagene Lösung nicht eingehen, da es feste Leistungen verlange und durch 
das Mittel der Exportabgabe an dem Aufschwung Deutschlands teilhaben wolle. 
Dubois erklärte, das wäre ein Fehler Frankreichs und es bekomme mit der von 
Deutschland zu zahlenden Annuität von 3 Milliarden genug.

Ich habe dann auch mit Dubois vereinbart, dass er, wenn Loucheur den V or­
schlag ablehne, doch in Erfahrung bringen sollte, welche andere Basis Loucheur 
für eine Verständigung mit Deutschland, namentlich welche Leistungen 
Deutschlands er für unbedingt notwendig erachte.

ln einer weitern Unterredung mit Minister von Simons habe ich gestern Abend 
die Sache nochmals in Gegenwart des deutschen Sachverständigen Dr. Büchner 
durchgesprochen und darauf hingewiesen, dass Deutschland heute vor der Wahl 
stehe, entweder durch die Sanktionen ruiniert zu werden oder eine Lösung anzu-
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nehmen, die, wenn sie auch hart sein möge, doch einen Ausweg aus einer unhalt­
baren Situation weise».

Der Präsident verliest hierauf eine Zusammenfassung der wesentlichen Punkte 
der ganzen Angelegenheit (s. Beilage) und fügt bei, er gewärtige noch den Bericht 
von Simons darüber, ob dieser diese Zusammenfassung entgegennimmt und wei­
ter zu leiten gewillt ist.

Im weitern weist der Präsident darauf hin, dass der Zeitpunkt für einen Ver­
ständigungsversuch nicht ungünstig erscheine, da man sich auch in Frankreich 
allmählig in gewissen Kreisen davon Rechenschaft gebe, dass weitere Sanktionen 
gegenüber Deutschland kaum befriedigende Ergebnisse zeitigen dürften. In 
Frankreich bestehe daher ein dringendes Bedürfnis nach neuen Verhandlungen 
und einer annehmbaren Lösung, namentlich auch, weil die finanzielle Lage 
Frankreichs ausserordentlich gespannt sei und ein weiteres Sinken seiner Valuta 
mit allen Mitteln vermieden werden müsse.

Er stellt endlich fest, dass der Bundesrat als solcher in der ganzen Sache nichts 
tue. Wenn Dubois, nach Eintreffen günstigen Berichts aus Berlin, sich nach Paris 
begibt, so geht er als Privatmann zu Loucheur und unterbreitet diesem als Privat­
mann Dubois den Vorschlag, wobei er allerdings erwähnen könne und solle, dass 
ein Mitglied des Bundesrats das ganze Problem mit ihm besprochen und ihm die 
Zusammenkunft mit dem Minister von Simons ermöglicht habe. Der Bundesrat 
sei heute noch ganz frei in seiner Entscheidung und könne, wenn er wolle, die 
ganze Angelegenheit zum Stillstand bringen. Beschliesst er dies, so kann nach 
beiden Seiten in diesem Sinn berichtet werden und die ganze Aktion wird einge­
stellt. Sie gewinnt ihre Rechtfertigung aus dem Umstand, dass die Schweiz bei 
einem Zusammenbruch Europas mit in die Vernichtung hineingezogen würde. 
Das Vorgehen nach dem Vorschlag Dubois bietet doch wenigstens die Möglich­
keit, der französischen Regierung eine ganz objektive Darstellung der ganzen 
Verhältnisse zu geben und dabei zu vernehmen, welche Stellung die französische 
Regierung einnehmen will. Dubois ist ein zuverlässiger Mann und wird nicht über 
die ihm gesteckten Grenzen hinausgehen. Wesentlich ist, dass die französische 
Regierung erfährt, die Initiative zu der ganzen Aktion sei nicht von Deutschland 
ausgegangen. Lehnt Frankreich das Projekt Dubois ab, so ist die Sache erledigt, 
tritt es darauf ein, so ist es möglich, dass eine Lösung gefunden wird, die eine sonst 
kaum zu vermeidende Katastrophe verhindern kann.

Herr Haab betont, dass er von der ganzen Angelegenheit erst am Samstag kurz 
vor Mittag durch den Präsidenten vernommen habe, der ihm mitteilte, er halte es 
unter den gegebenen Umständen für seine Pflicht, Herrn Dubois mit Herrn von 
Simons zusammen zu bringen. Daraus ergebe sich zur Genüge, dass das ganze 
Projekt nicht etwa durch seine Vermittlung von Herrn von Simons, den er aller­
dings seit Jahren kenne, angeregt worden sei. Er billige aber das Vorgehen des 
Präsidenten durchaus, das im Grunde genommen nur dem Gebot der Selbsterhal­
tung entspringe.

Herr Mottaist ebenfalls mit dem Vorgehen des Präsidenten einverstanden und 
der Meinung, der Bundesrat sollte die glücklich eingeleitete Aktion nicht stille­
gen. Er weist namentlich darauf hin, dass auch andere Staaten mit Spannung der 
weitern Entwicklung der Dinge entgegensehen und sich nach einer Lösung des 
Wiedergutmachungsproblems sehnen, die Europa vor dem Ruin bewahrt.
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Von anderer Seite wird betont, dass Frankreich selbst das grösste Interesse an 
einer annehmbaren Lösung habe, da sich sonst seine jetzt schon prekäre Lage 
unheilvoll gestalten könnte. Wohl wird auf die aussenpolitische Gefahr, die in 
jeder Vermittlerrolle liegt, wie auch auf die inner-politischen Schwierigkeiten 
hingewiesen, die die Ablehnung der Vermittlung mit sich bringen könnte. Allein 
der Rat ist einstimmig der Meinung, dass, wenn solche Schwierigkeiten auch ent­
stehen sollten, trotzdem es sich gar nicht um eine offizielle Vermittlungsaktion 
des Bundesrats handle, der Bundesrat sie auf sich nehmen müsse mit Rücksicht 
auf den hohen Preis, der auf dem Spiele steht.

Der Rat genehmigt somit das Vorgehen des Präsidenten in allen Teilen.

A N N E X E

B E I L A G E  Z U M  G E H E I M P R O T O K O L L  
A U S  D E R  S I T Z U N G  D E S  B U N D E S R A T S  

V O M  11.  A P R I L  1 9 2 1  B E T R .  V E R M I T T L U N G  D U B O I S  Z U M  Z W E C K  E I N E R  
A N N Ä H E R U N G  Z W I S C H E N  D E U T S C H L A N D  U N D  F R A N K R E I C H

I. Erklärungen des Reichsministers von Simons, die verwendet werden dürfen:
1. Die Reichsregierung ist bereit, alles zu tun, was möglich ist, um die Wiedergutmachungen 

innert den Grenzen des Möglichen zu vollziehen. Sie wünscht vor allem aus, mit der französischen 
Regierung in Kontakt zu treten und hofft auf diese Weise am ehesten eine annehm bare Lösung vor­
bereiten zu können.

2. Die Reichsregierung akzeptiert das Projekt des Herrn  Dubois, wie es in Ziff. II unten 
umschrieben ist.

3. Falls wider Erw arten  die französische Regierung nicht in der Lage wäre, auf dieser G rundlage 
zu diskutieren, so wäre die deutsche Regierung dankbar, wenn seitens der französischen Regie­
rung, ganz speziell des H errn  Loucheur, ihr konkrete Propositionen gemacht werden könnten. Sie 
ist bereit, hierüber sofort in Besprechungen einzutreten.

4. Ganz eventuell / / / i s t  schliesslich die Reichsregierung auch bereit, für einmal eine provisori­
sche Lösung, die für einige Jahre gültig wäre, ins Auge zu fassen.

Sie betont ihren redlichen Willen, die pendente Frage so rasch wie möglich mit den alliierten 
Regierungen zu regeln. Sie ist bereit, hiefür alles zu tun, was ihr irgendwie möglich ist; nur müsste 
sie es ablehnen, Verpflichtungen einzugehen, die sie heute schon als unerfüllbar betrachten müsste 
und die demgemäss später zu neuen Schwierigkeiten und Konflikten führen müssten.

II. Projekt Dubois.
1. Deutschland hat eine jährliche Leistung von drei Milliarden Goldmark zu machen. Diese Lei­

stung ist sicherzustellen durch ganz spezielle Finanzquellen, wie insbesondere Ein- und A usfuhr­
zölle.

2. Diese A nnuität wird verwendet zur Verzinsung und Amortisation eines Kapitals von 50 Mil­
liarden Goldmark, Wert l .M a i  1921.

3. Für diesen Betrag ist sukzessive ein internationales Anleihen aufzunehmen, dessen Zinsen 
und Kapital in Gold zahlbar sind. Schuldnerin ist Deutschland, das für dieses Anleihen, wie oben 
erwähnt, bestimmte Einnahmequellen verpfändet; G aran ten  wären die alliierten Mächte.

4. W ährend der ersten zehn Jahre wird von einer Amortisationsquote abgesehen, vorausgesetzt, 
dass die Zinsen die volle Annuität von drei Milliarden in A nspruch nehmen. Nachher ist das A nlei­
hen sukzessive zu amortisieren. Dabei hofft man insbesondere auf eine Herabsetzung des Zinsfus- 
ses, wodurch gewisse Beträge für die A m ortisation frei würden.
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5. Bis und solange die Anleihe untergebracht werden kann, wären noch besondere Bestimm un­
gen über die Verzinsung und A m ortisation des Restes aufzustellen. Dabei darf erwähnt werden, 
dass die deutsche Regierung Sachleistungen in Aussicht nehm en würde.

6. Die obengenannten Leistungen befreien Deutschland von allen finanziellen Verpflichtungen 
gegenüber den Alliierten, die mit der W iedergutmachung Zusammenhängen und es fallen an d e r­
seits die mit jenen Verpflichtungen verbundenen Beschränkungen des deutschen Wirtschaftsle­
bens dahin.

III. Reichsminister von Simons konnte sich nur nach grössten Bedenken entschliessen, der 
Regierung die A nnahm e des Projekts Dubois zu empfehlen und bemerkte, das Projekt sei nur d enk­
bar, wenn die deutsche Wirtschaftsbasis nicht noch mehr verengert würde (Oberschlesien). E r 
befürchtet, Deutschland könnte  es nicht immer, namentlich nicht in den ersten Jahren, gelingen, 
die volle Leistung von drei Milliarden G oldm ark  aufzubringen. Was ihn schliesslich einzig bewogen 
hat, das Projekt Dubois zu akzeptieren, ist die Freiheit, die dadurch dem deutschen Wirtschaftsle­
ben wiedergegeben werden soll.

65
E 2001 (B) 2 /2

Le Ministre de Suisse à Berlin, A. von Planta, 
au Département politique

L . D ringend! Berlin, 11. April 1921

Ich nehme Bezug auf mein Telegramm N°. 72 vom 16. September v .J .1, wo­
rin ich Ihnen mitteilte, dass sich Gelegenheit für die schweizerische Industrie 
biete, einen Teil der von Sowjetrussland benötigten Lokomotiven in Auftrag zu 
erhalten.

Herr Direktor Georg Spies, der damals mit dem Projekt an mich herangetreten 
war und in der Zwischenzeit den russischen Bevollmächtigten, Herrn Professor 
Lomonossoff, mit der Schweizerischen Lokomotiven- und Maschinenfabrik in 
Winterthur zusammenbrachte, hat mich heute neuerdings besucht und mir mitge­
teilt, dass für die Lokomotiven- und Maschinenfabrik alle Aussicht bestanden 
hätte, einen Vertrag für Lieferung von vorläufig fünfzig Lokomotiven abzu- 
schliessen, wenn nicht im letzten Moment das nicht recht verständliche Verhalten 
der Zentralstelle für Fremdenpolizei in Bern Professor Lomonossoff derart auf­
gebracht hätte, dass er anfänglich entschlossen war, den Auftrag nicht in der 
Schweiz unterzubringen. Professor Lomonossoff war mit einem achttägigen, in 
Berlin ausgestellten Visum, das am 31. März ablief, in der Schweiz eingetroffen 
und hatte von Lausanne aus, wo sein 1 ljähriger Sohn in einem Institut unterge­
bracht ist, in Bern eine Verlängerung der Aufenthaltsbewilligung nachgesucht, da 
er nach dem 1. April mit den Herren in Winterthur weiter verhandeln wollte. Sein 
Antrag auf Verlängerung der Aufenthaltsgenehmigung wurde abgelehnt und ihm 
der Pass zurückgesandt mit der Stempelbemerkung, dass er am 31. März die

1. Ce télégram m e disait: Wir bitten Sie, dem Generalsekretaria t des Volkswirtschaftsdeparte- 
mentes mitzuteilen, dass sich für die schweizerische Industrie die Gelegenheit bietet, einen Teil 
der von Sovietrussland benötigten Lokomotiven in Auftrag zu erhalten (E  2001 (B) 2 /2 ) .
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